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Corona – Auswirkungen auf betriebliche Vorsorge

Entsteht zwingend Handlungsbedarf ?



Situationsbedingte Problemstellung

Aufgrund der Umstände sind vielfach die Auswirkungen bestimmter betrieblicher oder auch öffentlich-
rechtlicher Maßnahmen auf betriebliche Vorsorge in den Hintergrund gerückt.

Diese müssen aber zeitnah einzelfallspezifisch geklärt werden.



Quarantäne / Betriebsschließung / Kurzarbeit 

Auswirkungen auf die Hauptpflichten aus dem 
Arbeitsvertrag?



Arbeitsrechtlicher Bezug

Hauptpflichten aus dem Arbeitsverhältnis
• Arbeitnehmer: Erbringung der Arbeitsleistung

• Arbeitgeber: Lohnzahlung

Maßnahmen mit wechselseitiger Wirkung
• Quarantäne

• Betriebsschließung

• Kurzarbeit

• Betriebsbedingte Kündigung



Quarantäne 



Quarantäne

Erkrankung des Arbeitnehmers
• Erkrankung führt stets zur Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Entgeltfortzahlungsgesetzes (EntgeltFG).

• Arbeitnehmer hat i.d.R. Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 3 Abs. 1 EntgeltFG).

• Der Anspruch ist grundsätzlich auf sechs Wochen begrenzt. Anschließend Krankengeldbezug (GKV 
generell / PKV wenn versichert).

• Wenn der Arbeitnehmer zwar aus ärztlicher Sicht nicht (mehr) arbeitsunfähig ist, aber wegen 
Infektionsrisiko nicht zur Arbeit gehen darf:
− Beschäftigungsverbot nach Infektionsschutzgesetz (IfSG) führt zu Verdienstausfallentschädigung des 

betroffenen Mitarbeiters (§ 56 Abs. 1 IfSG). Für die ersten sechs Wochen wird die Entschädigung in Höhe des 
Verdienstausfalls gewährt, danach in Höhe des Krankengeldes.

− Durch das sog. Corona-Steuerhilfegesetz wird die Entschädigung für längstens zehn Wochen gewährt, für eine 
erwerbstätige Person, die ihr Kind allein beaufsichtigt, betreut oder pflegt, längstens für 20 Wochen. 



Quarantäne

Keine unmittelbare Erkrankung des Arbeitnehmers
• Personen, die als Ansteckungsverdächtige auf Anordnung des zuständigen Gesundheitsamts isoliert 

werden und deshalb einen Verdienstausfall erleiden, erhalten ebenfalls eine Entschädigung nach 
§ 56 IfSG. Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verdienstausfall. 

• Für die ersten sechs Wochen wird sie in Höhe des Verdienstausfalls gewährt. Vom Beginn der siebten 
Woche an wird sie in Höhe des Krankengeldes gewährt. 

• Arbeitnehmer erhalten von ihrem Arbeitgeber für die Dauer der Isolierung, längstens für sechs Wochen, 
eine Entschädigung in Höhe des Nettolohns. Die ausgezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber auf 
Antrag erstattet. 

• Nach sechs Wochen zahlt die Gesundheitsbehörde in Höhe des Krankengeldes weiter.



Quarantäne

Keine unmittelbare Erkrankung des Arbeitnehmers
• Freiwillige Quarantäne ist keine Quarantäne i.S.d. IfSG.

• Daher auch kein Entschädigungsanspruch nach IfSG.

• Gleiches gilt auch bei sog. Selbstisolation auf dringenden ärztlichen Rat hin.

• Auslandsrückkehrer,  die einer allgemeinen Quarantäne von 14 Tagen unterliegen, sind wohl ebenfalls 
keine nach § 56 IfSG entschädigungsberechtigten Personen.



Quarantäne

Entschädigungszahlung
• ist Lohnersatzleistung

• ist steuerfrei (§ 3 Nr. 25 EStG), unterliegt aber dem steuererhöhenden Progressionsvorbehalt (§ 32b 
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a bzw. Buchst. e EStG). Die Betroffenen müssen die Entschädigungszahlungen in der 
Einkommensteuererklärung angeben. Dadurch kann es zu Steuernachzahlungen kommen.

• Darüber hinausgehende freiwillige Zusatzleistungen des Arbeitgebers sind grundsätzlich steuerpflichtig.

• Jedoch besteht die Möglichkeit zur Gewährung einer steuerfreien Sonderzahlung bis zu 1.500 Euro (§ 3 
Nr. 11a EStG). Allerdings greift auch hierbei der Progressionsvorbehalt.

• Während der Entschädigungszahlung besteht weiterhin Versicherungspflicht in der Renten-, Kranken-, 
Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung (§ 57 Abs. 1 und Abs. 2 IfSG).
− Bemessungsgrundlage für die Beiträge ist für die ersten sechs Wochen der Entschädigungszahlung das 

Bruttoarbeitsentgelt, das der Verdienstausfallentschädigung zugrunde liegt, ab der 7. Woche 80 % davon. 
− Da die Entschädigungsbehörde die Beiträge allein trägt, erfolgt kein Abzug 

von Arbeitnehmerbeitragsanteilen.



Betriebsschließung



Betriebsschließung aufgrund behördlicher Anweisung

Rechtsfolgen bislang unklar
• § 56 IfSG richtet sich dem Wortlaut nach gegen eine Privatperson, nicht gegen eine juristische.

• Zugleich ist Voraussetzung für Entschädigung immer die Eigenschaft als infektionsschutzrechtlicher 
Gefährder i.S.d. § 28 IfSG *

• Demnach scheidet ein Entschädigungsanspruch nach § 56 IfSG aus. 

• Sofern keine Kurzarbeit vereinbart ist, besteht Entgeltanspruch gegen den Arbeitgeber.

• Aber:
− Analoge Anwendung von § 56 IfSG könnte in diesen Fällen in Betracht kommen.
− Ggfs. auch verfassungsrechtlich geboten.
− Klärung nur auf gerichtlicher Ebene möglich. 

* Quelle: Stöß/Putzer, NJW 2020, 1465 f.



Kurzarbeit 



Kurzarbeit

Voraussetzungen
• Arbeitgeber muss Vereinbarung zur Kurzarbeit treffen (Einzelvertrag, Betriebsvereinbarung, 

Tarifvertrag) und bei der Agentur für Arbeit melden. Keine einseitige Anordnung möglich. 

• Ursache für die Kurzarbeit ist ein erheblicher Arbeitsausfall. 
− Erheblich ist Arbeitsausfall, wenn im jeweiligen Kalendermonat mindestens 1/3 (im Zeitraum 01.03.2020 -

31.12.2020 lediglich 10 %) der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer (ohne Auszubildende) von einem 
Entgeltausfall von jeweils mehr als zehn Prozent ihres monatlichen Bruttoentgelts betroffen ist. 

• Abbau von Arbeitszeitsalden und Urlaubsguthaben, bevor Kurzarbeitergeld beantragt werden kann
(zwischen 01.03.2020 - 31.12.2020 nur Resturlaub aus dem Vorjahr). Kein Aufbau negativer Zeitsalden!

• Maximal zwölf Monate Bezugsdauer (vorübergehend bis zu 21 Monate). 

• Der Arbeitsausfall muss auf bestimmten gesetzlich anerkannten Ursachen beruhen wie z.B.
− wirtschaftliche Ursachen, die durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung verursacht wurden. 
− unabwendbare Ereignisse (z.B. Hochwasser, behördliche Anordnung).

• Der Arbeitsausfall muss unvermeidbar sein und vorübergehend.



Kurzarbeit

Anspruchsberechtigte
• Alle ungekündigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die durch die Kurzarbeit einen Entgeltausfall 

von über 10 Prozent haben und weiterhin versicherungspflichtig beschäftigt sind.

• Bei Erreichen der sog. Erheblichkeitsschwelle (mind. 1/3 der Belegschaft, z.Zt. 10 % der Belegschaft), 
können auch ungekündigte, versicherungspflichtige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren 
Gehaltsausfall 10 Prozent oder weniger beträgt, Kurzarbeitergeld erhalten. 

• Leiharbeitnehmer

• Azubis:
− Grundsätzlich ist die Ausbildung fortzusetzen.  
− Wenn Kurzarbeit unvermeidbar, Vergütungsanspruch für Dauer von sechs Wochen ( §19 Abs. 1 Nr. 2 BBiG). 
− Im Anschluss daran kann Kurzarbeitergeld gezahlt werden. Abstimmung über Notwendigkeit der Kurzarbeit 

zwischen Arbeitsagentur und IHK bzw. HK.  
− Mit Beendigung der Berufsausbildung und Aufnahme einer versicherungspflichtige (befristete oder 

unbefristete) Beschäftigung Anspruch auf Kurzarbeitergeld. 



Kurzarbeit

Nicht Anspruchsberechtigt
• geringfügig Beschäftigte

• Bezieher von Altersrenten

• Bezieher voller Erwerbsminderungsrenten

• Bezieher von Krankengeld



Kurzarbeit

Höhe des Kurzarbeitergeldes
• Das Kurzarbeitergeld berechnet sich nach dem Nettoentgeltausfall. Der Berechnung liegt zugrunde

− die Differenz aus dem Ist-Entgelt (tatsächliches Bruttoentgelt im Monat der Kurzarbeit) und 
− dem Soll-Entgelt (beitragspflichtiges Bruttoentgelt, das Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer ohne den 

Arbeitsausfall im Anspruchsmonat verdient hätte). 

• Kurzarbeiter erhalten grundsätzlich 60 % des ausgefallenen pauschalierten Nettoentgelts. Lebt 
mindestens ein Kind mit im Haushalt beträgt das Kurzarbeitergeld 67 % des ausgefallenen
pauschalierten Nettoentgelts.  

• Aufgrund der Corona-Pandemie wird das Kurzarbeitergeld für Beschäftigte, deren Arbeitsentgelt um 
mindestens die Hälfte reduziert ist, gestaffelt erhöht:
− ab dem 4. Monat des Bezugs auf 70 (bzw. 77 Prozent für Beschäftigte mit mindestens einem Kind)
− ab dem 7. Monat auf 80 (bzw. 87 Prozent für Beschäftigte mit mindestens einem Kind). 



Kurzarbeit

Kurzarbeitergeld - Sozialversicherungsrechtliche Aspekte
• Kurzarbeitergeld ist Lohnersatzleistung

• Während des Bezugs von Kurzarbeitergeld besteht weiterhin Versicherungspflicht in der Renten-, 
Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung.
− Die auf das verminderte Arbeitsentgelt zu entrichtenden Beiträge leisten Arbeitgeber und Beschäftigte wie 

üblich gemeinsam.
− Für das Arbeitsentgelt, das durch Kurzarbeit entfällt, reduziert sich die Bemessungsgrundlage für die 

Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge auf 80 Prozent. 
− Der Arbeitgeber trägt die auf dieses fiktive Arbeitsentgelt entfallenden Sozialversicherungsbeiträge 

(Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) alleine. Die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge ist damit abhängig 
von der Höhe des Arbeitsentgelts und des Entgeltausfalls, aber unabhängig von der prozentualen Höhe des 
Kurzarbeitergeldes

− Befristet vom 01.03.2020 bis zum 31.12.2020 kann sich der Arbeitgeber seine Beiträge von der Arbeitsagentur 
erstatten lassen.



Kurzarbeit

Kurzarbeitergeld - Sozialversicherungsrechtliche Aspekte
• Keine leistungsrechtlichen Auswirkungen auf Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung.

− (Sonderfall Arbeitsunfähigkeit während Kurzarbeit)

• Geringfügige Auswirkungen auf Rentenhöhe:
− Volle Anrechnung als rentenrechtliche Zeiten.
− Bei 12 Monaten Bezug von Kurzarbeitergeld Null verliert der Arbeitnehmer rd. 0,2 % seines sv-pflichtigen 

Bruttoeinkommens an monatlicher Rente. 
− Bei kürzerem Bezug oder geringerem prozentualen Anteil der Kurzarbeit verringern sich die Einbußen in der 

gesetzlichen Rente entsprechend.
− Beispiel: Einkommen 3.000,- € mtl.

• Rentenanwartschaft aus ungekürztem Einkommen: 30,35 €*
• Rentenanwartschaft bei 12-monatiger Kurzarbeit Null: 24,28 €* (- 6,07 € ≙ -0,2   % des Einkommens)
• Rentenanwartschaft bei 12-monatigem Kurzarbeit 50: 27,32 €* (- 3,04 € ≙ -0,1   % des Einkommens)
• Rentenanwartschaft bei   6-monatigem Kurzarbeit 50: 28,83 €* (- 1,52 € ≙ -0,05 % des Einkommens)

* Berechnungsgrundlagen sind die rentenrechtlichen Werte Juli 2020



Betriebliche Altersversorgung

Auswirkungen der Maßnahmen



Betriebliche Altersversorgung (Arbeitgeber-finanziert)

Grundsätzlich gilt:
• Hat ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern eine durch ihn finanzierte Zusage auf Leistungen der 

betrieblichen Altersversorgung erteilt, so muss er diese erst einmal fortführen. 

• Automatische Auswirkungen in Form einer Kürzung des Aufwands nur dann gegeben, wenn die bAV 
− vom Arbeitsentgelt abhängig ist oder
− Versorgungsrichtlinie (Versorgungsordnung / Betriebsvereinbarung / Tarifvertrag) arbeitszeitanteilige 

Kürzungen vorsieht.
− Entscheidend für die Beurteilung sind dabei die Inhalte der jeweiligen Zusagen.

• Wenn sich wirtschaftliche Situation des Arbeitgebers nachhaltig verschlechtert, ggfs. Eingriff in 
bestehende Zusagen möglich.
− Rahmen hierfür ist die „Drei-Stufen-Theorie“  des Bundesarbeitsgerichts.
− Die dritte Stufe (Eingriff in noch nicht erdiente Anwartschaften) setzt sachlich-proportionale Gründe

(= willkürfreie, nachvollziehbare und anerkennenswerte Gründe) für den Eingriff voraus, die in der Sphäre des 
Arbeitgebers begründet sein müssen.

− Einzelfallprüfung



Betriebliche Altersversorgung (Arbeitgeber-finanziert)

Grundsätzlich gilt:
• Bei Kurzarbeit Null entfällt vorübergehend der Entgeltanspruch des Arbeitnehmers gegenüber dem 

Arbeitgeber und damit ruht i.d.R. auch die Beitragspflicht des Arbeitgebers für die betriebliche 
Altersversorgung. 

• Jedoch können Versorgungsordnungen/Betriebsvereinbarungen/Tarifverträge hiervon abweichende 
Regelungen beinhalten. 

• Im Übrigen sind die Zeiten der Kurzarbeit bei den gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen vollständig zu 
berücksichtigen. Dies gilt selbst bei Kurzarbeit Null.



Betriebliche Altersversorgung (Arbeitgeber-finanziert)

Angebotene Beitragsstundungsoptionen:
• Umsetzung grundsätzlich möglich.

• Unterdeckung zum Bilanzstichtag erfordert Ausweis im Anhang zur Handelsbilanz auch bei mittelbaren 
Durchführungswegen DV/PK/PF/UK (Art. 28 EGHGB).  

=> Wie sehen bei Beitragsstundung Standmitteilungen / Aktivwerte aus ?!



Betriebliche Altersversorgung (Entgeltumwandlung)

Grundsätzlich Entscheidung des Arbeitnehmers
• Alleinige Entscheidung des Arbeitnehmers, ob aufgrund des bei Kurzarbeit reduzierten Arbeitsentgeltes 

− die vereinbarten Beiträge weiterhin erbracht werden oder 
− die Entgeltumwandlung reduziert/eingestellt wird. 
− § 1a BetrAVG sieht eine einjährige Bindungsfrist des Arbeitnehmers an seine Entgeltumwandlungsvereinbarung 

vor, jedoch kann hiervon im Einvernehmen jederzeit abgewichen werden. 
− Viele Versorgungsordnungen/Betriebsvereinbarungen sehen hier flexible Lösungen vor.  

• Wichtig : Entgeltumwandlung beinflusst Kurzarbeitergeld nicht negativ, evtl. sogar Verbesserung.

• Bei Reduzierung/Einstellung geänderte Entgeltumwandlungsvereinbarung erforderlich.

• Ebenso ist der Arbeitnehmer darüber aufzuklären, dass hierdurch ggfs. auch die Zuschüsse des 
Arbeitgebers zur Entgeltumwandlung geringer werden/wegfallen (Dokumentation!)

• Zeitlich befristete Entgeltumwandlungsreduzierung mit automatischer Erhöhung auf ursprünglichen 
Umfang möglich (ggfs. Fristen). 

• Sondersituation BU, da Beitragsreduzierungen i.d.R. zu deutlichen
Leistungseinschränkungen führen.



Betriebliche Altersversorgung (Entgeltumwandlung)

Grundsätzlich Entscheidung des Arbeitnehmers
• Reine Lohnersatzleistungen (Kurzarbeitergeld bei Kurzarbeit Null bzw. Entschädigungszahlung nach 

§ 56 IfSG können nicht zur Entgeltumwandlung verwendet werden.

• Darüber hinausgehende Lohnbestandteile (z.B. Firmenwagen als gw. Vorteil) hingegen schon.



Betriebliche Altersversorgung (Entgeltumwandlung)

Angebotene Beitragsstundungsoptionen:
• Beitragsstundung bei Entgeltumwandlung nicht möglich, da es sich beim Altersvorsorgebeitrag um 

Arbeitsentgelt handelt, dass der Arbeitgeber vertragswidrig (nicht) verwendet.

• Der Arbeitgeber ist zur Abführung der Umwandlungsbeträge verpflichtet.

• Der Versicherer hat den unwiderruflich Bezugsberechtigten über Beitragsrückstände zu informieren.

• Geschäftsführer haftet persönlich, vor allem aber wenn Beitragsrückstände im Fall der Insolvenz 
bestehen  
− Schadenersatzpflicht gemäß § 823 Abs. 2 BGB und 
− Vorenthalten und Veruntreuung von Arbeitsentgelt (§ 266a Abs. 3 StGB) als vertretungsberechtigtes Organ 

(§ 14 Abs. 1 Nr.1 StGB).

• Beitragsrückstände verhindern zudem versicherungsvertragliche Lösung (§ 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BetrAVG). 

• Anpassung der Entgeltumwandlungsvereinbarung zwingend erforderlich!



Betriebliche Krankenversicherung

Auswirkungen der Maßnahmen



Betriebliche Krankenversicherung

Grundsätzlich gilt:
• Da betriebliche Krankenversicherung i.d.R. durch den Arbeitgeber finanziert wird, ist sie 

Lohnbestandteil (Sachbezug / gw. Vorteil). 

• Sie bleibt somit während der Kurzarbeit zunächst unverändert bestehen. 

• Je nach Rechtsbegründungsakt für das Zustandekommen der Zusage bedarf es zur Einstellung einer 
einvernehmlichen Lösung, einer Änderungskündigung oder einer geänderten Betriebsvereinbarung.

• Bei Kurzarbeit Null entfällt zusammen mit dem Lohnanspruch auch der Zahlungsanspruch auf Beiträge 
des Arbeitgebers für die betriebliche Krankenversicherung, außer Versorgungsordnungen / 
Betriebsvereinbarungen sehen hiervon abweichende Regelungen vor. 



Lebensarbeitszeitkonten

Auswirkungen der Maßnahmen



Lebensarbeitszeitkonten

Kein Verwendungszwang
• Wertguthaben auf Lebensarbeitszeitkonten sind gem. § 96 Abs. 4 SGB III ausdrücklich geschützt und 

müssen nicht vor der Gewährung des Kurzarbeitergeldes entspart werden, soweit die in § 7c Abs.1 Nr. 1 
und Nr. 2 SGB IV genannten Freistellungszwecke vereinbart sind.

• Schonung lt. BMAS auch dann, wenn das Lebensarbeitszeitkonten für Freistellungswecke bestimmt ist, 
die nicht ausdrücklich in § 7c Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB IV genannt sind, wie z.B. Sabbatical?

• Entnahme zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes ist nicht sinnvoll, da sich diese negativ auf die 
Nettodifferenz zwischen der Vergütung vor und nach der Arbeitszeitverringerung und somit auf die 
Bemessungsgrundlage für das Kurzarbeitergeld auswirkt.

• Für die Dotierung eines Lebensarbeitszeitkontos während Kurzarbeit gelten die Ausführungen zur bAV 
sinngemäß.



Aktuelle Urteile zur betrieblichen Vorsorge

Rechtsprechung aus „normalen“ Zeiten



Hinweis- und Informationspflichten 
des Arbeitgebers 

BAG-Urteil vom 18. Februar 2020 - 3 AZR 206/18



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

BAG-Urteil vom 18. Februar 2020 - 3 AZR 206/18
• Das BAG bleibt bei seiner bisherigen Rechtsprechung im Zusammenhang mit Hinweis- und 

Informationspflichten des Arbeitgebers zur betrieblichen Altersversorgung. 

• Demnach hat der Arbeitgeber zwar keine allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen des 
Arbeitnehmers wahrzunehmen. 

• Erteilt er jedoch Auskünfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müssen diese richtig, eindeutig und 
vollständig sein. Andernfalls haftet der Arbeitgeber für Schäden, die der Arbeitnehmer aufgrund der 
fehlerhaften Auskunft erleidet.



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

BAG-Urteil vom 18. Februar 2020 - 3 AZR 206/18
• Der konkrete Fall:

− Ein Betriebsrentner hat 2003 an einer Betriebsversammlung seines damaligen Arbeitgebers teilgenommen, auf 
der ein externer Berater die Arbeitnehmer über Chancen und Möglichkeiten der Entgeltumwandlung als 
Vorsorge über eine Pensionskasse informierte. 

− Der Kläger schloss im September 2003 eine Entgeltumwandlungsvereinbarung mit Kapitalwahlrecht ab. 
− Anfang 2015 ließ er sich seine Pensionskassenrente als Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für diesen muss der 

Kläger aufgrund einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 (GMG) Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung 
entrichten. 

− Nach Ansicht des Betriebsrentners hätte sein Arbeitgeber ihn vor Abschluss der 
Entgeltumwandlungsvereinbarung aktiv über das laufende Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer 
Beitragspflicht auch für Einmalkapitalleistungen informieren müssen. In diesem Fall hätte er eine andere Form 
der Altersvorsorge gewählt.



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

BAG-Urteil vom 18. Februar 2020 - 3 AZR 206/18)
• Das Urteil:

− Der Arbeitgeber hätte nur dann über die Gesetzesänderung informieren müssen, wenn er vorab selbst konkret 
über diejenigen Sachverhalte informiert hätte, die durch die (geplante) Gesetzesänderung zu Lasten des 
Arbeitnehmers geändert wurden. 

− Auf der Betriebsversammlung ist über Beitragspflichten zur Sozialversicherung nicht unterrichtet worden 

• Bewertung:
− Bestätigung der Rechtsauffassung, die es bereits im BAG-Urteil vom 21.01.2014 (3 AZR 807/11) 

vertreten wurde.
− Keine aktive Informationspflicht des AG zum Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung. Vielmehr 

ausdrückliche Holschuld des AN.
− Begründet wurde dies damit, dass die Materie an sich leicht verständlich und Informationen 

jederzeit zugänglich wären, z.B. im Internet.
− Zugleich Hinweis darauf, dass Hinweis- und Informationspflichten des 

Arbeitgebers immer dann entstehen, wenn der Arbeitnehmer sein Interesse
an einer Entgeltumwandlung äußert.



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

4 wesentliche Schlussfolgerungen aus den Urteilen
1. Soweit die betriebliche Altersversorgung lediglich und ausschließlich auf der gesetzlichen (Mindest-) 

Anforderung beruht, bedarf es keiner aktiven Information der Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber 
oder eines von ihm beauftragten Erfüllungsgehilfen. 

Erfolgt dennoch eine Information, so hat diese vollständig und richtig zu sein.

2. Sind Informationen über Umstände, die die Entscheidung des Arbeitnehmers für oder gegen eine 
Entgeltumwandlung maßgeblich beeinflussen, nicht frei zugänglich, können durchaus aktive Hinweis-
und Informationspflichten des Arbeitgebers entstehen, z.B. bei Zuschussregelungen, die deutlich von 
den gesetzlichen Vorgaben abweichen (freiwillig nach ober oder durch Tarifvertag auch nach unten).

Diese sind für den Arbeitnehmer i.d.R. nicht zugänglich, ohne dass sein Arbeitgeber ihm diese gibt. 
Denn weder Versorgungsordnungen noch Betriebsvereinbarungen stehen im Internet. Auch der 
Wortlaut von Tarifverträgen ist regelmäßig nicht einfach einsehbar.



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

4 wesentliche Schlussfolgerungen aus den Urteilen
3. Wenn der Arbeitnehmer sein Interesse an einer Entgeltumwandlung bekundet, entstehen Schutz- und 

Rücksichtnahmepflichten des Arbeitgebers und somit Informationsbedarf. Das BAG erwähnt hier 
ausdrücklich alle Faktoren der Entgeltumwandlung, die durch den Arbeitgeber beeinflussbar sind. Dies 
sind in erster Linie Durchführungsweg(e), Zusageart, Leistungsarten, konkrete(r) Versorgungsträger 
sowie Versorgungs- oder Versicherungsbedingungen des externen Versorgungsträgers (ggf. 
einschließlich Kosten).

4. In seinem Urteil vom 19. Mai 2016 (3 AZR 794/14) hat das BAG zudem zum Ausdruck gebracht, dass 
der Arbeitgeber ein Informationspflicht gegenüber seinen Arbeitnehmern immer dann hat, wenn sich 
etwas dergestalt am Arbeitsverhältnis verändert, dass es Auswirkungen auf die betriebliche 
Altersversorgung hat. In diesen Fällen (hier konkret Ausscheiden des Arbeitnehmers) hat der 
Arbeitgeber in zeitlichem Zusammenhang entsprechende Hinweise und Informationen aktiv zu geben. 
Diese sollte er auch über entsprechende Dokumentation nachweisen können. 



Keine Hinweis- und Informationspflichten des Arbeitgebers 
bei der Entgeltumwandlung?

Empfehlung
• Um die betriebliche Altersversorgung rechtssicher zu gestalten und hierüber auch entsprechend 

informieren zu können, empfiehlt es sich für Arbeitgeber, die Regelungen für die Durchführung in einer 
Versorgungsordnung oder – wo vorhanden - unter Einbeziehung des Betriebsrates in einer 
Betriebsvereinbarung festzulegen. Diese beinhaltet auch alle hinweis- und informationsbedürftigen 
Sachverhalte. 

• Zudem sollten Arbeitgeber auch bei konkreten Anlässen (z.B. Ausscheiden, Elternzeit, Altersteilzeit etc.) 
die Arbeitnehmer informieren (lassen) und dies auch entsprechend dokumentieren. Entsprechend 
hilfreich sind dabei standardisierte Formulare.



Externe Teilung verfassungswidrig?
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Exkurs: Versorgungsausgleichsrecht 

VersAusglG (seit 01.09.2009)
• Es werden die von den Ehegatten in der Ehezeit erworbenen Versorgungsanrechte sofort hälftig geteilt

(§ 1 VersAusglG). 

• Dauer der Ehezeit: Vom Monatsersten des Monats der Eheschließung bis zum letzten Tag des Monats 
vor Zustellung des Scheidungsantrages 

• Dabei werden Anrechte nicht mehr in Summe verrechnet, sondern es erfolgt ein Ausgleich der 
einzelnen Anrechte zwischen den Ehepartnern innerhalb des jeweiligen Versorgungssystems, 
so dass es zu einem „Hin-und-Her-Ausgleich“ kommen kann.

• Unter den Versorgungsausgleich fallen hingegen nicht
− außerhalb der Ehezeit erworbene Anwartschaften, 
− Kapital-Lebensversicherungen (nicht auf eine Rentenleistung ausgerichtet) sowie 
− Leistungen mit Entschädigungscharakter (z.B. Verletztenrente aus der Unfallversicherung) und 
− Anwartschaften, die noch nicht unverfallbar sind 

(noch nicht gesicherter Anspruch auf Betriebsrente).



Exkurs: Versorgungsausgleichsrecht 

Interne Teilung:
• Grundsätzlich wird jedes in der Ehe aufgebaute Versorgungssystem zwischen den Ehegatten aufgeteilt

• Hierdurch erhält der jeweils ausgleichsberechtigte Ehegatte einen eigenen Versorgungsanspruch im 
Versorgungssystem des Ausgleichspflichtigen. 

• Somit kann jeder Ehegatte zugleich Ausgleichsberechtigter und Ausgleichspflichtiger sein. 

• Durch die interne Teilung können alle ausgleichsreifen Anwartschaften anwartschaftsdynamisch sofort 
ausgeglichen werden, nachträgliche Änderungsverfahren werden weitestgehend entbehrlich.



Exkurs: Versorgungsausgleichsrecht 

Externe Teilung:
• Abweichend vom Grundsatz der internen Teilung kann ausnahmsweise eine externe Teilung erfolgen.

• Hierfür gibt es eine Reihe von Voraussetzungen (§ 14 Abs. 2 Nr. 2 VersAusglG)

• Sonderregelung für Teile der betrieblichen Altersversorgung (§ 17 VersAusglG)

• Ausgleichszahlung an externen Versorgungsträger erfolgt aus Basis Kapitalwert
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Hintergrund der Frage der Verfassungsmäßigkeit des § 17 VersAusglG
• Bei Direktzusagen und Unterstützungskasse erhält die ausgleichsberechtigte Person - anders als bei 

allen anderen Renten - ihr Geld nicht zwingend vom selben Versorgungsträger wie die 
ausgleichspflichtige Person.

• Die ausgleichspflichtige Rente wird in einen Kapitalwert umgerechnet und an einen i.d.R. „fremden“ 
Versorgungsträger gezahlt. Dieser erteilt dann seinerseits eine neue Rentenzusage (auf aktuellen 
Rechnungsgrundlagen).

• Problem dabei:
− der Ausgleichsberechtigte Ehegatte kann die Auswahl der Zielversorgung nur bedingt beeinflussen.
− Betriebliche Versorgungen stehen - anders als vom Gesetzgeber angenommen - als Zielversorgungen i.d.R. 

nicht zur Verfügung.
− Private Versorgungen bieten keine zur Ursprungszusage gleichwertige Versorgung, da aktualisierten 

Versicherungsparameter wie z.B.
− Sterbetafeln,
− Rechnungszins
− Geschlecht der ausgleichsberechtigten Person
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Hintergrund der Frage der Verfassungsmäßigkeit des § 17 VersAusglG
• Folge: 

− Bei der Übertragung kommt es wegen geänderter versicherungsmathematischer Grundlagen oft zu deutlichen 
Verlusten. 

− Der ausgleichspflichtige Ehegatte verliert die Hälfte seines während der Ehezeit erworbenen Rentenanspruchs, 
der ausgleichsberechtigte Ehegatte erhält jedoch eine davon abweichende (niedrigere) Rente.

− Die Differenz kann durchaus mehrere hundert Euro im Monat betragen.
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§ 17 VersAusglG ist verfassungskonform
• Begründung: 

− Bei verfassungskonformer Anwendung ist § 17 VersAusglG mit den Eigentumsgrundrechten sowohl der 
ausgleichspflichtigen und der ausgleichsberechtigten Person vereinbar

− § 17 VersAusglG wahrt auch die verfassungsrechtlichen Grenzen faktischer Benachteiligung von Frauen, wenn 
die Gerichte den zu berechnenden Ausgleichswert bei der Begründung des Anrechts bei einem anderen 
Versorgungsträger so bestimmten, dass die ausgleichsberechtigte Person keine unangemessene Verringerung 
ihrer Versorgungsleistungen zu erwarten habe.

− Die Gerichte im hätten im Rahmen der Aufteilung von Betriebsrenten die Interessen des Mannes, der Frau und 
auch des Arbeitgebers zu berücksichtigen.

− Übermäßige Transferverluste müssen verhindert werden
− Als vertretbare Obergrenze nennt das Urteil Verluste von maximal 10 Prozent.
− Entscheidung durch Familiengerichte im Einzelfall.



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !


